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A. Bericht des Abgeordneten Hübner 


Der Bericht des Bundesministers des Innern vom 
31. Januar 1967 — Drucksache V/1377 — ist die 
Folge einer Reihe parlamentarischer Initiativen zu 
den Aufgaben, zur Arbeit und zur Wirksamkeit des 
Bundeskriminalamtes als der zentralen Stelle zur 
Verbrechensbekämpfung. Dazu gehören die Kleine 
Anfrage der Fraktion der SPD vom 29. Juni 1965 
— Drucksache IV/3699 — und die Antwort des 
Bundesministers des Innern vom 13. Juli 1966 
Drucksache IV/3754 — , die weitere Kleine An- 
frage der Fraktion der SPD mit 24 Einzelfragen vom 
25. Januar 1966 — Drucksache V/221 — und die 
umfassende Antwort des Bundesministers des In- 
nern vom 23. Februar 1966 — Drucksache V/337. 
Dem jetzt vorliegenden Bericht des Bundesinnen- 
ministers ging ein Antrag der Fraktion der SPD 
vom 15. März 1966 — Drucksache V/434 — voraus, 
der in der Fassung des Antrages des Innenaus- 
schusses vom 22. Juni 1966 — Drucksache V/750 — 
am 29. Juni 1966 vom Deutschen Bundestag ange- 
nommen und in dem die Bundesregierung ersucht 
wurde, dem Deutschen Bundestag bis zum 15. Ja- 
nuar 1967 zu berichten, welche Maßnahmen ergrif- 
fen wurden, um im Interesse einer wirksamen Ver- 
brechensbekämpfung die volle Arbeitsfähigkeit des 
Bundeskriminalamtes herzustellen. 

Der Innenausschuß besichtigte am 10. April 1967 
das Bundeskriminalamt. Er war dabei bemüht, die 
Erkenntnisse aus dem Bericht des Bundesministers 
durch praktische Anschauung zu vertiefen. Die Mit- 
glieder des Innenausschusses waren ferner bemüht 


festzustellen, in welcher Weise der Bitte des Bun- 
desministers entsprochen werden könnte, ihn wei- 
terhin darin zu unterstützen, „das Bundeskriminal- 
amt in die Lage zu versetzen, seine Aufgaben im 
Interesse einer erfolgreichen Verbrechensbekämp- 
fung noch wirksamer zu erfüllen". Das Ergebnis des 
Besuches und der anschließenden Beratungen des 
Innenausschusses in der Sitzung am 20. April 1967 
gibt der nachfolgende Entschließungsantrag, der ein- 
stimmig beschlossen wurde, wieder. Der mitbera- 
tende Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
10. Mai 1967 dem Bericht zugestimmt. 

Der Antrag umfaßt die gesamte Problemstellung 
im Bereich der Verbrechensbekämpfung. Er wendet 
sich der personellen, räumlichen und technischen 
Situation zu, wobei zur letzteren den künftigen 
Möglichkeiten der elektronischen Datenverarbei- 
tung besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird. 
Uber die innere Organisation des Bundeskriminal- 
amtes hinaus wird auf eine Verbesserung der Koor- 
dinierungsbefugnis des Bundeskriminalamtes bei 
der Zusammenarbeit mit den Bundesländern ebenso 
hingewiesen, wie auf die Notwendigkeit, die Vor- 
aussetzungen zu schaffen, daß die Kriminalbeamten 
der Länder bei der Aufklärung einer Straftat im 
ganzen Bundesgebiet Amtshandlungen vornehmen 
können. Alle empfohlenen Maßnahmen gipfeln in 
der Forderung nach den denkbar günstigsten Bedin- 
gungen für die internationale Zusammenarbeit auf 
dem kriminalpolizeilichen Gebiet. 
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1. Zur Personalsituation 

Die Organisation des Bundeskriminalamtes ist im 
Kern aus den vier klassischen Abteilungen „Erken- 
nungsdienst", „Kriminaltechnik", „Zentralfahndung" 
und „Nachrichtensammlung" entstanden. Diese Form 
ist bei allen großen Zentralen der weiterentwickel- 
ten Staaten anzutreffen. Den Besonderheiten der 
föderalen Struktur der Bundesrepublik Deutschland 
wurde Rechnung getragen durch die weitere An- 
gliederung von drei Grundsatzabteilungen: „In- 
land", „Ausland" und „Kriminalistisches Institut". 
Alle diese Abteilungen befinden sich am Sitz des 
Bundeskriminalamtes in Wiesbaden. Daneben um- 
faßt die Sicherungsgruppe des Bundeskriminalamtes 
in Bad Godesberg neben dem ursprünglichen Haupt- 
referat Schutz und Sicherung die Referate Ermitt- 
lung und Auswertung. 

Die gesamte Organisation ergänzt sich durch die 
Abteilung „Verwaltung und Hilfsdienste". 

Die folgende Übersicht vermittelt einen Eindruck 
von der Situation im Personalbestand des Amtes, 
die vor allem bei der Sicherungsgruppe sehr schwie- 
rig ist. 


Personalbestand Bundeskriminal amt 



Ist 

1. März 
1967 

Fehlstellen 

Soll 

1967 

Vollzugsbeamte 

428 

83 = 16«/o 

520 

Verwaltungsbeamte 

26 

15 = 36 Vo 

43 

Angestellte 

221,5 

3,5 = 2 «/o 

231 

Arbeiter 

44 

9 = 17 «/o 

53 



719,5 

110,5 = 

13«/o 

847 

Nur Wiesbaden 





Völlzugsbeamte 

252 

20 - 

7»/o 

281 

Verwaltungsbeamte 

20 

14 = 

41 "/o 

36 

Angestellte 

185,5 

15,5 - 

8'üo 

207 

Arbeiter 

24 

7 = 

22 +0 

31 


481,5 

56,5 = 

10 '«/o 

555 

Nur Sicherungsgruppe 




Vollzugsbeamte 

176 

63 = 

26 o/o 

239 

Verwaltungsbeamte 

6 

1 = 

14 “/o 

7 

Angestellte 

36 

(+12) 

24 

Arbeiter 

20 

2 = 

go/o 

22 


238 

54 -- 

17 “/o 

292 


Die Entwicklung der Kriminalität in Deutschland 
ist ein Faktor, der den Personalbedarf im Bundes- 
kriminalamt wesentlich bestimmt. Die Kriminal- 
statistik für das Jahr 1966 weist aus, daß die Zu- 
nahme der Straftaten um 7,2 ^/o gegenüber dem 
Vorjahr gestiegen ist. Diese Zahl liegt weit über 


dem in Vergleich zu setzenden Wert für die Bevöl- 
kerungszunahme. Als alarmierend muß empfunden 
werden, daß die Häufigkeit der Straftaten, die auf 
den Kopf von 100 000 Einwohnern statistisch ermit- 
telt wird, mit 6 ^/o im gleichen Zeitraum zugenom- 
men hat. Der ständig steigende Arbeitsanfall läßt 
sich auch aus folgenden Zahlen ablesen: 



1954 

1966 

Fernschreibverkehr 

65 000 

190 000 
fast dreifach 

Interpol — Funk 

8 000 

34 000 

mehr als vierfach 

Interpol — Schrift- 
verkehr 

15 000 

37 000 
fast 2 V 2 fach 

Kriminaltechni s che 
Untersuchungsaufträge 

10 000 

25 000 
2V2fach 

Nachrichtenabteilung 

(ohne Funk 

und Fernschreiben) 

42 000 

106 000 
2V2fach 


Demgegenüber ist der Personalzuwachs von 1954 
(Ist = 427) bis 1966 (Ist = 668) nur gut um das 
anderthalbfache gestiegen. Das Soll an Planstellen 
für 1966 betrug 830 (Ist am 1. März 1967 =- 719) und 
nach der Regierungsvorlage ist das Stellensoll für 
1967 mit 847 Stellen vorgesehen. 

In seinem Bericht führte der Bundesinnenminister 
an, daß als Ergebnis der Maßnahmen zur Beset- 
zung der offenen Stellen 133 Bewerber aus den 
Kriminalpolizeien der Länder für die Besoldungs- 
gruppen A 7 bis A 14 zu verzeichnen seien. 

Nach dem Stand vom 10. April 1967 sind 150 
derartige Bewerbungen eingegangen. Davon wur- 
den 80 wegen mangelnder Eignung nicht angenom- 
men und über 40 weitere ist noch zu entscheiden. 
Von 30 angenommenen Bewerbern konnten 18 ein- 
gestellt werden und 5 weitere Abordnungen sind 
beantragt. Der geringe Erfolg der Bemühungen 
erhält noch einen besonderen Akzent durch die 
Tatsache, daß 7 Bewerber nach ihrer Einstellung 
wieder zu ihren früheren Dienststellen zurückge- 
kehrt sind. Die Gründe sind hierfür mannigfach. 

a) Die Wohnraumbeschaffung ist problematisch. 
In den meisten Fällen haben die Beamten eine 
höhere Miete zu entrichten als in ihren früheren 
Dienstorten. Hinzu kommt, daß sie in Bad 
Godesberg zwei bis drei Jahre auf die Zuteilung 
einer Wohnung warten müssen. In Wiesbaden 
ist diese Situation durch eigene Baumaßnahmen 
etwas besser. 

b) Alle Beamten beklagen einen effektiven Ein- 
kommensverlust gegenüber ihrem bisherigen 
Status. Das liegt daran, daß zum Teil die Grund- 
gehaltssätze in den Ländern höher sind als im 
Bunde. Fast alle Beamten haben einen Verlust 
durch die Festsetzung des Besoldungsdienstalters 
zu beklagen. Schließlich ist in allen Fällen die 
Dienstaiifwandsentschädigung geringer als in 
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den Ländern und es entfällt für Länderbeamte 
beim Bund die freie Heilfürsorge. 

c) Beamtenrechtlich bietet die Tätigkeit im Bundes- 
kriminalamt für Bewerber aus den Polizeien der 
Länder wenig Anreiz. Obwohl der allgemeine 
Kriminaldienst nach der Laufbahn des Bundes- 
kriminalamtes bis zur Besoldungsgruppe A 10 
fortgeführt wird, erlaubt der Stellenplan den- 
noch nur wenigen Beamten das Aufrücken in 
dieses Amt. Der Stellenschlüssel, auf 100 gerech- 
net, weist zur Zeit folgendes Bild auf: 

A 7 20 

A 8 40 
A 9 27V2 

A 10 I 2 V 2 

Es kommt hinzu, daß die Beamten des allgemei- 
nen Kriminaldienstes vor dem Aufrücken in die 
Besoldungsgruppe A 9 einen Lehrgang mit fünf- 
monatiger Dauer und anschließender Prüfung zu 
absolvieren haben. Ein Lehrgang beim Polizei- 
institut in Hiltrup mit einer Dauer von 6 Monaten 
und abschließender Prüfung berechtigt jedoch in 
den Ländern zu einem Aufsteigen bis in die 
Besoldungsgruppe A 12. 

Von Bewerbern, die nicht aus den Polizeien der 
Länder kommen, befinden sich zur Zeit 45 in der 
Ausbildung für den allgemeinen Dienst und 12 in 
der Ausbildung für den leitenden Dienst beim Bun- 
deskriminalamt. 

Vom Präsidenten des Bundeskriminalamtes wurde 
angegeben, daß die Tendenz bei der personellen 
Besetzung des Amtes darauf hinauslaufe, minde- 
stens eine gleichhohe Anzahl von Beamten aus den 
Polizeien der Länder zu haben, wie von Bewerbern, 
die unmittelbar beim Bundeskriminalamt eingestellt 
werden. Der Innenausschuß hat die Erkenntnis 
gewonnen, daß es darauf ankommt, gute Beamte 
aus den Ländern für das Bundeskriminalamt zu 
gewinnen, um die unabdingbare Verbindung zur 
Praxis lebendig zu halten. Für die weitere Zukunft 
wird deshalb der Gestaltung der Laufbahn und der 
Struktur des Stellenplanes erhöhte Aufmerksamkeit 
zu schenken sein. 

Die in dem Bericht des Bundesinnenministers auf- 
gezeigte Erhöhung der Aufwandsentschädigung um 
10 DM wird im Amt als zu gering bezeichnet, um 
darin einen Anreiz zu erkennen. Ebenfalls nicht 
befriedigend wird die übertarifliche und steuer- 
pflichtige Zulage von monatlich 50 DM für Ange- 
stellte der Vergütungsgruppen X bis Vc BAT emp- 
funden, wobei noch zu bemerken ist, daß aus haus- 
haltsrechtlichen Gründen diese Zulage bisher nicht 
ausgezahlt worden ist. Es wurde angeregt, ange- 
sichts der Arbeitsmarktlage diese Zulage auch den 
wenigen Arbeitern zu zahlen, die im Amt vorhan- 
den sind. 

In seinem Bericht vom 23. Februar 1966 hatte der 
Bundesinnenminister angekündigt, daß der Schutz- 
und Sicherheitsdienst (Wachdienst) beim Amt, der 
zur Zeit von Kriminalbeamten versehen wird, auf 


Beamte des einfachen Dienstes und auf Lohnemp- 
fänger übertragen werden soll. Im Bundeskriminal- 
amt wurde dazu erklärt, daß auf dem Arbeitsmarkt 
trotz Ausschreibung hierfür bisher keine Bewerber 
gefunden werden konnten. Zur Zeit wird der Wach- 
dienst durch den neueingerichteten Dauerdienst 
versehen. Der Personalrat des Amtes hat hiergegen 
sehr starke Bedenken geäußert. Der Dauerdienst an 
sich (24 Stunden-Vierteldienst) hat zu einer höheren 
Effektivität des Amtes geführt. Die Beamten sollen 
in der Regel zwei Jahre in dieser Tätigkeit verblei- 
ben. Der Stellenansatz für den Dauerdienst wurde 
allerdings als zu gering bezeichnet. 

Vom Innenausschuß wurde begrüßt, daß von der 
Leitung des Amtes ein Personalbedarf bis zum 
Jahre 1968 dargestellt worden ist. Er sieht hierin 
eine Hinwendung zu einer guten Vorausschau im 
Rahmen der mittelfristigen Planung. 

Es wäre zu bedenken, diese Bedarfsplanung bis 
zum Jahre 1970 weiterzuführen. Dafür spricht die 
Erfahrung, daß eine volle Nachrichtenauswertung 
davon ausgehen muß, daß eine „Verbrechergenera- 
tion" insgesamt erfaßt ist. Hierfür gilt der Erfah- 
rungswert von 25 Jahren. Auf die Arbeit des Amtes 
übertragen wäre dieser Zeitraum von 1945 an ge- 
rechnet bis 1970 ausgefüllt. Neben anderen Fakten, 
die bereits dargestellt wurden, sollte auch nicht 
übersehen werden, daß die Möglichkeiten der elek- 
tronischen Datenverarbeitung für die kriminali- 
stische Auswertung des Materials eher zu einer 
Personalvermehrung als zu einer -Verminderung 
führen wird. 

2. Zur räumlichen Situation 

Der Raumbedarf für das Bundeskriminalamt ist 
1959 ermittelt worden. Die daraus resultierenden 
Planungen sollen am 15. Mai 1967 zum Beginn der 
Baumaßnahmen führen. Der 1959 für die Zeit bis 
1971 angekündigte Bedarf ist um V 3 gekürzt worden. 
Das führt dazu, daß eine Weiterplanung sich un- 
mittelbar anschließen muß. Die dafür notwendigen 
Grundstücke sind angekauft und stehen zur Ver- 
fügung. Die Mitglieder des Innenausschusses konn- 
ten sich davon überzeugen, daß die Raumnot im 
Amte die Arbeit außerordentlich ersdiwert. 


3. Zur technischen Situation 

Die technische Ausstattung des Amtes ist, soweit 
es die Kriminaltedinik betrifft, gut und am Fort- 
schritt orientiert. Die Ausstattung der Fernschreib- 
stelle leidet offensichtlich unter bedrückender räum- 
licher Enge. 

Die volle technische Ausnutzung des vorhandenen 
Potentials scheitert jedoch mehrfach an der perso- 
nellen Unterbesetzung. Dies gilt ganz besonders für 
die Grundlagenforschung, der große Bedeutung zu- 
zumessen ist. Es sollte mit Intensität versucht wer- 
den, qualifizierte Fachkräfte für die notwendigen 
Forschungsaufgaben zu gewinnen. Die Haushaltsan- 
sätze für die Sachausstattung auf dem Gebiet der 
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Grundlagenforschung wurde als ausreichend be- 
zeichnet. Allerdings könnte der Ansatz für die 
Bibliothek erhöht werden. 

Das öffentliche Interesse ist in letzter Zeit ver- 
stärkt auf die Erschließung der elektronischen 
Datenverarbeitung im Dienste der Kriminalpolizei 
gelenkt worden. In Deutschland wird in der krimi- 
nalpolizeilichen Nachrichtensammlung seit 40 Jah- 
ren nach dem erprobten und sich weiter entwickeln- 
den System des „Modus operandi'' gearbeitet. Dabei 
werden die Merkmale von Täter und Tat in der Tat- 
ausführung analysiert und gesammelt. Seit etwa 
1960 laufen an mehreren Stellen Versuche, diese 
Merkmale für die elektronische Datenverarbeitung 
aufzuschließen. Die Versuche mit bisher zur Verfü- 
gung stehenden elektronischen Datenverarbeitungs- 
maschinen unter der Mitwirkung spezieller Fach- 
kräfte haben noch keine zufriedenstellenden Ergeb- 
nisse gezeitigt. Die Vorbereitungen befinden sich 
jedoch in einem Stadium, in dem die Entwicklung 
des Computers und die Aufbereitung des krimina- 
listischen Datenmaterials nebeneinander herlaufen. 
Der Präsident des Bundeskriminalamtes führte dazu 
aus: 

„Die weitere Entwicklung ist gekennzeichnet 
durch die gerade in diesen Tagen abgeschlossene 
Erstellung eines umfassenden Verzeichnisses der 
Tat- und Tätermerkmale, das als Grundlage zur 
Datenerfassung dienen soll. 

Kriminalpolizeiliche Aufgabenbereiche, die sich 
für elektronische Datenverarbeitung eignen können, 
sind: 

Erfassung von Daten über Personen und Sachen, 

Erfassung von Daten über sonstige kriminal- 
polizeiliche Dokumentationen, 

Erstellung von Fahndungsunterlagen und 

Täteridentifizierungen durch Vergleiche von 

Verhaltensweisen und Fingerabdruckformeln. 

Von der Technik und Programmierung her ist die 
Verwendung elektronischer Datenverarbeitungsan- 
lagen für die ersten drei Aufgabenbereiche unpro- 
blematisch, weil Eingaben und Abfragen nur Daten 
mit festen Werten enthalten. 

Die Problematik liegt im Bereich der Täteridenti- 
fizierung. Hier stehen für die erforderlichen Ver- 
gleiche häufig nur Datenkombinationen mit höchst 
variablen Werten zur Verfügung. Die erforderlichen 
Such- und Vergleichsoperationen werden dadurch 
komplizierter und zeitaufwendiger." 

Das Ziel der elektronischen Datenverarbeitung im 
kriminalpolizeilichen Bereich darf nicht nur eine Be- 
schleunigung zum Inhalt haben, sondern darf auch 
die notwendige Genauigkeit nicht außer acht lassen. 
Dazu wäre es erforderlich, die Daten aller Sicher- 
heitsbereiche, auch derjenigen außerhalb der Polizei, 
miteinander zu koordinieren. Eine zu weitgehende 
Zentralisierung wird vom Bundeskriminalamt gegen- 
über einer Sammlung der Datenmassen auf drei 
regionalen Ebenen zurückgestellt. Diese müßte er- 
folgen bei: 


großen örtlichen Dienststellen oder entspre- 
chenden Landbezirken, 

den Landeskriminalämtern, 
dem Bundeskriminalamt. 

Alle Fachleute stimmen darin überein, daß die 
unbedingte Voraussetzung für die Wirksamkeit der 
elektronischen Datenverarbeitung der Verbund der 
kriminalpolizeilichen Dienststellen in einem Netz 
untereinander ist. 

Die Datenfernübertragung darf insoweit nicht zwi- 
schen den vorher geschilderten drei Ebenen enden. 
Sie muß sich darüber hinaus auch auf die Nachbar- 
staaten und zur Interpolzentralstelle in Paris hin 
erstrecken. 

Der Chefmathematiker des Statistischen Bundes- 
amtes, Dipl. -Math. Deininger, hat sich in den letzten 
Monaten intensiv mit der Vorbereitung der elektro- 
nischen Datenverarbeitung im Bundeskriminalamt 
beschäftigt. Nach seinen Aussagen wird eine An- 
laufzeit bis zur praktischen Nutzung solcher An- 
lagen bis zu einem Zeitraum von 5 bis 7 Jahren 
erforderlich sein. Zur Zeit befaßt man sich mit zwei 
praktischen Versuchen. 

1. Versuch, das deutsche Fahndungsbuch für die 
EDV aufzubereiten. 

2. Versuch, ein Programm repräsentativ für den 
Gesamtumfang^ des Bundeskriminalamtes aufzu- 
stellen. 

Beim Bundeskriminalamt hat eine „Arbeits- 
gruppe Elektronik" ihre Tätigkeit aufgenommen. Sie 
löst damit Arbeitsgruppen ab, die sich bisher neben 
der Erfüllung ihrer eigentlichen Aufgaben damit 
befaßt haben. Für die Mitarbeiter dieser Arbeits- 
gruppe sind besondere Planstellen ausgewiesen. Die 
Bundesländer sind aufgefordert, ihrerseits Beamte 
für diese Arbeitsgruppe abzustellen. 

Die vom Bundesinnenminister in seinem Bericht 
dargestellte Sammlung, Feststellung, Überprüfung 
und Ergänzung des Datenmaterials in den Ländern 
sowie die Aufstellung der Schlüsselverzeichnisse 
und Programme wird repräsentativ punktuell durch- 
geführt. Eine Verzögerung der Vorbereitungen 
durch eine zu breite Anlage solcher Datensammlung 
ist nicht gegeben. 

Nicht ohne Probleme wird in der Endstufe die 
Integration der elektronischen Datenverarbeitung in 
die gesamte kriminalpolizeiliche Arbeit sein. Es 
wird darauf ankommen, den Kriminalvollzugsbeam- 
ten in allen Tätigkeitsbereichen die Möglichkeiten 
der elektronischen Datenverarbeitung deutlich und 
damit für ihre Arbeit zugänglich zu machen. Bei 
aller Intensität darf dabei nicht übersehen werden, 
daß die verantwortungsvolle Entscheidung des 
Kriminalisten letztlich von keiner Maschine über- 
nommen werden kann. 

Zu den voraussichtlichen Kosten der Einführung 
der elektronischen Datenverarbeitung für eine An- 
lauf- und Erprobungszeit von 5 Jahren werden 
folgende Anhaltswerte gegeben: 
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Bundeskriminalamt 

Geräte, Maschinen, sonstige technische Aus- 
rüstung 

(Kosten bei Miete/Kauf für fünf Jahre etwa gleich) 

ca. 7,5 Millionen DM 

Sonderkräfte 

(Analytiker, Programmierer, technisches Personal) 

ca. 1,5 Millionen DM 

Bauliche Veränderungen 

ca. 0,3 Millionen DM 

Verbrauchsmaterial 

ca. 0,7 Millionen DM 


zusammen 10,0 Millionen DM 

Acht regionale Erfassungsstellen — Zentralen (je 
1—2 LKA) 

8 X 10 Millionen DM 80,0 Millionen DM 

Nachrichtenmittel 
(Aufbau, Ausbau, Erprobung) 

ca. 10,0 Millionen DM 


5 Jahre 100,0 Millionen DM 


II. 

Die größere Wirksamkeit der Verbrechensbe- 
kämpfung ist nicht allein ein personelles, räum- 
liches oder technisches Problem der inneren Organi- 
sation des Bundeskriminalamtes. Die Koordinierung 
mit den Ländern verlangt, daß das Bundesinnen- 
minislerium prüft, ob gesetzgeberische Maßnahmen 
notwendig sind, um die Befugnisse des Bundes- 
kriminalamtes im Rahmen der verfassungsmäßigen 
Voraussetzungen voll auszuschöpfen. 

Daneben ist aber der Gedanke des Austausches 
von Beamten des Bundeskriminalamtes mit den Be- 
amten der Kriminalpolizeien der Länder zu forcie- 
ren. Allein die Begegnung in der Praxis schafft die 
Voraussetzungen für die nicht verzichtbare Rei- 
bungslosigkeit in der täglichen Zusammenarbeit der 
kriminalpolizeilichen Dienststellen. 

Schließlich sollte auch die erforderliche Durch- 
lässigkeit der Laufbahnen beim Bundeskriminalamt 
und bei den Kriminalpolizeien der Länder nicht aus 
dem Auge verloren werden. Es gibt noch viele Mög- 


lichkeiten, die bei dem guten Willen aller Beteilig- 
ten zu größerer Wirksamkeit führen könnten. An 
eine zentrale Kriminalpolizei des Bundes ist dabei 
nicht zu denken. 

III. 

Die Behebung zweifellos noch vorhandener 
Schwierigkeiten erstreckt sich nicht nur auf die Zu- 
sammenarbeit zwischen dem Bundeskriminalamt 
und den Ländern. Auch die Kriminalpolizeien der 
Länder untereinander müssen aufgefordert werden, 
ihre Zusammenarbeit im Interesse der kriminal- 
polizeilichen Schlagkraft neu zu überdenken. Es gibt 
Beispiele dafür, daß einzelne Länder untereinander 
Vereinbarungen haben, die es erlauben, daß Krimi- 
nalpolizeibeamte bei der Aufklärung von Straf- 
taten auch die Grenzen ihres Landes überschreiten 
können. Solche Absprachen sollten aber nicht zwei- 
seitig bleiben, sie sollten zu verbindlichen Regelun- 
gen führen, die für alle Bundesländer gelten. 

IV. 

Die Erleichterungen bei der Überschreitung von 
Staatsgrenzen, die als politisches Ziel zu begrüßen 
sind, haben auch den reisenden Straftätern den 
Grenzwechsel erleichtert. Mit dieser einerseits posi- 
tiven Entwicklung muß ein noch engeres Zusammen- 
spiel der kriminalpolizeilichen Arbeit auf der inter- 
nationalen Ebene einhergehen. Die weitere Verbes- 
serung des guten Zusammenspiels dürfte eine 
Parallelität in der Erschließung der elektronischen 
Datenverarbeitung im Bereich der Kriminalpolizei 
finden. 

V. 

Der Bundesminister des Innern hat zum Schluß 
seines Berichtes um die Unterstützung des Parla- 
mentes gebeten. Er kann sich dieser Unterstützung 
sicher sein, wenn die erfreulich offene und frei- 
mütige Berichterstattung über die Verhältnisse des 
Bundeskriminalamtes gegenüber dem Parlament 
beibehalten wird. Die beiden letzten Berichte lassen 
daran keinen Zweifel. 

Es ist richtig, daß die innere Sicherheit auch einen 
finanziellen Mehrbedarf bewirkt. Dem Bundesinnen- 
minister sollte in diesem Zusammenhang nahe- 
gelegt werden, auch seinerseits die Möglichkeiten 
der Aufklärung in der Öffentlichkeit wahrzuneh- 
men. 

Der zum 31. Januar 1968 erbetene weitere Be- 
richt wird als eine Fortsetzung der Unterrichtung 
des Parlamentes betrachtet, die es in die Lage set- 
zen, politisch richtige Entscheidungen zu treffen. 


Bonn, den 26. April 1967 


Hübner 

Berichterstatter 



Drucksache V/1697 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bericht wird zustimmend zur Kenntnis ge- 
nommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) erneut bis zum 31. Januar 1968 über die wei- 
tere Verbesserung der personellen, räum- 
lichen und technischen Ausstattung des Bun- 
deskriminalamtes zu berichten. Dabei soll 
den Vorarbeiten zur Einführung von elektro- 
nischen Datenverarbeitungsanlagen in der 
Kriminalpolizei verstärkte Aufmerksamkeit 
geschenkt werden; 

b) zu prüfen, ob und gegebenenfalls welche 
gesetzgeberischen Maßnahmen getroffen wer- 


den müssen, um die Voraussetzungen für 
eine intensivere Zusammenarbeit zwischen 
dem Bundeskriminalamt und den zuständigen 
Landesbehörden zu schaffen; dazu gehört 
auch die Verstärkung der Koordinierungs- 
befugnisse des Bundeskriminalamtes ; 

c) anzustreben, daß wegen der starken Zunahme 
der reisenden und überörtlichen Täter die 
Kriminalbeamten der Länder bei der Auf- 
klärung einer Straftat im ganzen Bundes- 
gebiet Amtshandlungen vornehmen können; 

d) den weiteren Ausbau der internationalen 
Zusammenarbeit auf dem kriminalpolizei- 
lichen Gebiet zu fördern. 


Bonn, den 26. April 1967 


Der Innenausschuß 


Schmitt- V Ockenhausen 

Vorsitzender 


Hübner 

Berichterstatter 



